
 

  

S 11 AL 1390/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Kassel
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 AL 1390/04
Datum 05.11.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 292/04
Datum 26.06.2006

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die befristete Bewilligung von Arbeitslosenhilfe bis 31.12.2004.

Die 1950 geborene KlÃ¤gerin ist seit 01.10.1991 durchgehend arbeitslos. Nach
ErschÃ¶pfung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld hat die KlÃ¤gerin ab 29.09.1992
Anschlussarbeitslosenhilfe bezogen. Der Arbeitslosenhilfebezug wurde
unterbrochen durch die GewÃ¤hrung von Unterhaltsgeld wÃ¤hrend einer
FortbildungsmaÃ�nahme und der GewÃ¤hrung von Anschlussunterhaltsgeld im
Zeitraum vom 17.09.1997 bis 14.06.1998. Seit 15.06.1998 erhÃ¤lt die KlÃ¤gerin
erneut Anschlussarbeitslosenhilfe. In 2004 betrug die wÃ¶chentliche
LeistungshÃ¶he vom 01.01.2004 bis zum Ablauf des Bewilligungsabschnitts am
31.05.2004 164,57 EUR wÃ¶chentlich auf der Grundlage eines gerundeten
wÃ¶chentlichen Arbeitsentgelts von 430,00 EUR und Leistungsgruppe B nach dem
erhÃ¶hten Leistungssatz. Die KlÃ¤gerin ist geschieden. Sie hat 2 Kinder. Das
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jÃ¼ngste Kind ist im MÃ¤rz 1987 geboren. Die KlÃ¤gerin bewohnt ein eigenes
Einfamilienhaus mit einer GrundflÃ¤che von 80 qm.

Mit Bescheid vom 01.06.2004 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, die GewÃ¤hrung
von Arbeitslosenhilfe werde bis 31.12.2004 befristet.

Mit Schreiben vom 15.06.2004 legte die KlÃ¤gerin hiergegen Widerspruch ein. Dazu
machte sie geltend, die Streichung der Arbeitslosenhilfe sei rechts- und
verfassungswidrig. Damit sei auch die Befristung der Bewilligung bis 31.12.2004
rechtswidrig.

Mit Widerspruchsbescheid vom 28.06.2004 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Nach Â§ 190 Abs. 3 Satz 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB III) in der bis zum 31.03.2004 geltenden Fassung dÃ¼rfe Arbeitslosenhilfe
lÃ¤ngstens fÃ¼r ein Jahr bewilligt werden. Diese Rechtsvorschrift gelte jedoch nicht
mehr. Durch das Vierte Gesetz fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
vom 24.12.2003 (BGBI. I Seite 2954) sei Â§ 190 Abs. 3 Satz 1 SGB III mit Wirkung
vom 01.04.2004 wie folgt neu gefasst worden: Die Arbeitslosenhilfe darf lÃ¤ngstens
bis zum 31.12.2004 bewilligt werden. Des Weiteren werde durch das vorgenannte
Gesetz der 7. Unterabschnitt des 8. Abschnitts des SGB III (Arbeitslosenhilfe, Â§Â§
190 bis 206) mit Wirkung vom 01.01.2005 ganz aufgehoben. Arbeitslosenhilfe
kÃ¶nne mithin ab 01.01.2005 nicht mehr gewÃ¤hrt werden. An die Stelle der
Arbeitslosenhilfe werde ab 01.01.2005 das Arbeitslosengeld Il treten und bei
Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen nahtlos weiterzuzahlen sein.

Hiergegen richtet sich die am 15.07.2004 beim Sozialgericht Kassel eingegangene
Klage. Dazu macht die KlÃ¤gerin geltend, mit dem Vierten Gesetz fÃ¼r moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt werde die Arbeitslosenhilfe ab 01.01.2005
abgeschafft und durch das so genannte Arbeitslosengeld Il ersetzt. Es stehe zu
befÃ¼rchten, dass bis zum 01.01.2005 noch keine praktikablen Regelungen der
Umsetzung in Kraft sein wÃ¼rden und dass auch die HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen
Geldleistungen nicht geregelt sein wÃ¼rden. FÃ¼r sie bestehe ab dem 01.01.2005
eine unmittelbare und nicht abwendbare Existenzgefahr. Ab Januar 2005 sei eine
Grundabsicherung bzgl. Verpflegung, Miete, Strom- und Heizkosten nicht mehr
gegeben. Es mÃ¼sse angenommen werden, dass die SozialÃ¤mter ab Januar 2005
organisatorisch und logistisch nicht in der Lage sein werden, die Flut der Sozialhilfe-
AntrÃ¤ge zu bearbeiten. Auch seien die Kommunen nicht in der Lage, die dann
eintretende Zahllast zu Ã¼bernehmen. Bei den Arbeitslosen finde eine Enteignung
und Beraubung grundlegender Rechte statt. Gleichzeitig wÃ¼rden durch eine
Steuerreform den EinkommensmillionÃ¤ren erhebliche Steuergeschenke gemacht.
Die Arbeitslosen wÃ¼rden gezwungen, jeglichen Besitz der Altersvorsorge zu
verÃ¤uÃ�ern. Dagegen werde nicht einmal eine minimale VermÃ¶genssteuer
eingefÃ¼hrt. Es komme somit zu gravierenden VerstÃ¶Ã�en gegen das
Grundgesetz. Der ab dem 01.01.2005 drohende Zustand verstoÃ�e grundlegend
gegen das Sozialstaatsprinzip der Bundesrepublik. Auch weitere Artikel des
Grundgesetzes wÃ¼rden durch die gesetzliche Neuregelung verletzt. Die
Neuregelung diskriminiere insbesondere allein erziehende Frauen mit Kindern.
ErgÃ¤nzend wird von der ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin begehrt, im
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Wege eines Vorlagebeschlusses beim Bundesverfassungsgericht die
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der Bestimmungen des neuen SGB Il prÃ¼fen zu lassen.
Die Leistungen nach dem SGB III wÃ¼rden fÃ¼r die KlÃ¤gerin kÃ¼nftig geringer
ausfallen als die bisherigen Leistungen und die LeistungseinbuÃ�en wÃ¼rden zu
einer LebensfÃ¼hrung unterhalb des sozialstaatlich gebotenen Existenzminimums
fÃ¼hren. Jedenfalls wÃ¼rden die Leistungsvorschriften des neuen SGB Il gegen das
Sozialstaatsgebot der Artikel 20 und 28 GG unter BerÃ¼cksichtigung der Artikel 1, 2
und 3 GG verstoÃ�en. Eine Verletzung der Artikel 1, 2 und 3 GG werde darin
gesehen, dass die Arbeitslosenhilfe bei erwerbsfÃ¤higen Personen auf das
Sozialhilfeniveau reduziert werde und dabei nicht berÃ¼cksichtigt werde, dass die
RegelsÃ¤tze in der Sozialhilfe seit Jahren nicht angehoben worden seien. Auf der
Grundlage der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sei aus dem
Sozialstaatsgebot des Artikel 20 GG i. V. m. Artikel 1 GG die Verpflichtung des
Staates abgeleitet worden, mittellosen BÃ¼rgern die Mindestvoraussetzungen fÃ¼r
menschenwÃ¼rdiges Dasein zu bieten. Diese Mindestvoraussetzungen wÃ¼rden
vom Gesetzgeber bei der Ausgestaltung der Leistungsvorschriften des SGB Il nicht
eingehalten. Der KlÃ¤gerin werde ab 01.01.2005 kein wÃ¼rdevolles Leben mehr
garantiert. In gleicher Weise sei sie an der Entfaltung ihrer PersÃ¶nlichkeit und in
ihrer Chancengleichheit beeintrÃ¤chtigt. Die Bestimmungen des SGB Il wÃ¼rden
gegen Artikel 1, 2 und 3 GG verstoÃ�en und mÃ¼ssten daher vom
Bundesverfassungsgericht fÃ¼r unwirksam erklÃ¤rt werden. Aus diesem Grund sei
der Antrag auf Vorlage an das Bundesverfassungsgericht gestellt worden.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,
den Bescheid vom 01.06.2004 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
28.06.2004 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, vorlÃ¤ufig die
Arbeitslosenhilfe Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus zu gewÃ¤hren,

im Wege eines Vorlagebeschlusses beim Bundesverfassungsgericht die
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der Bestimmungen des SGB Il Ã¼berprÃ¼fen zu lassen,
soweit sie leistungsrechtliche AnsprÃ¼che betreffen.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Neue rechtserhebliche und fÃ¼r die Beklagte maÃ�gebliche Gesichtspunkte
wÃ¼rden mit der Klage nicht vorgetragen. FÃ¼r die Beklagte seien die im
Widerspruchsbescheid vom 28.06.2004 zitierten gesetzlichen Bestimmungen
maÃ�geblich. Zur Vermeidung von Wiederholungen werde auf die AusfÃ¼hrungen
im Widerspruchsbescheid vom 28.06.2004 verwiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten, auch im Vorbringen der Beteiligten, wird auf den
Inhalt der Gerichtsakte und der beigezogenen Leistungsakte der Beklagten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Rechtsstreit konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1
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Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch Gerichtsbescheid entschieden werden,
nachdem die Beteiligten zuvor entsprechend angehÃ¶rt worden sind und ihnen eine
angemessene Frist zur Stellungnahme eingerÃ¤umt wurde. DarÃ¼ber hinaus weist
die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art auf
und der Sachverhalt ist geklÃ¤rt, soweit er fÃ¼r die Entscheidung relevant ist.

Die form- und fristgerecht beim zustÃ¤ndigen Sozialgericht erhobene Klage ist
zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. So hat die Beklagte in dem angefochtenen
Bescheid vom 01.06.2004 in der Fassung des WiderspruchsbescheÃdes vom
28.06.2004 zutreffend festgestellt, dass der KlÃ¤gerin nur noch befristet bis zum
31.12.2004 Arbeitslosenhilfe gewÃ¤hrt werden kann.

Nach Â§ 190 Abs. 3 Satz 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGBIII) in der bis zum
31.03.2004 geltenden Fassung ist Arbeitslosenhilfe lÃ¤ngstens fÃ¼r ein Jahr, d. h.
fÃ¼r jeweils einen so genannten Bewilligungsabschnitt, bewilligt worden. Im Falle
der KlÃ¤gerin lief dieser Bewilligungsabschnitt am 31.05.2004 ab. Eine
Wiederbewilligung von Arbeitslosenhilfe ab 01.06.2004 fÃ¼r ein weiteres Jahr war
aufgrund des Vierten Gesetzes fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
vom 24.12.2003 (BGBI. I Seite 2954) nicht mehr mÃ¶glich. Denn nach Â§ 190 Abs. 3
Satz 1 SGB III in der mit Wirkung ab 01.04.2004 geltenden Fassung darf die
Arbeitslosenhilfe nunmehr noch lÃ¤ngstens bis 31.12.2004 bewilligt werden. Dies
beruht darauf, dass durch das vorgenannte Gesetz die Bestimmungen Ã¼ber die
Arbeitslosenhilfe, nÃ¤mlich die Â§Â§ 190 bis 206 SGB III, mit Wirkung vom 01.01
2005 ganz aufgehoben werden. Vor diesem Hintergrund entspricht die
angefochtene Entscheidung der Beklagten vom 01.06.2004 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 28.06.2004 den mit Beginn des neuen
Bewilligungsabschnitts am 01.06.2004 geltenden Bestimmungen des SGB III.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin und ihrer ProzessbevollmÃ¤chtigten hÃ¤lt
die erkennende Kammer die Bestimmung zur Befristung der Arbeitslosenhilfe bis
31.12.2004, nÃ¤mlich Â§ 190 Abs. 3 Satz 1 SGB III in der ab 01.04.2004 geltenden
Fassung vor dem Hintergrund des ab 01.01.2005 in Kraft tretenden Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB Il-Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende) auf der Grundlage
des Vierten Gesetzes fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt nicht fÃ¼r
verfassungswidrig. Eine Vorlage zum Bundesverfassungsgericht kommt daher nicht
in Betracht.

Die erkennende Kammer verkennt nicht, dass die ab 2005 neu geltenden
Bestimmungen des SGB Il zu erheblichen finanziellen Einschnitten bei der
LeistungsgewÃ¤hrung an Arbeitslose fÃ¼hren werden. Eindeutige VerstÃ¶Ã�e
gegen VerfassungsgrundsÃ¤tze sind hieraus nach Auffassung der erkennenden
Kammer jedoch nicht herzuleiten. So ist der Gesetzgeber in Zeiten knapper Kassen
in allen Sozialleistungsbereichen insbesondere berechtigt, einen strengeren
BedÃ¼rftigkeitsmaÃ�stab an ausschlieÃ�lich steuerfinanzierte Leistungen
anzulegen und so den einzelnen in eine stÃ¤rkere Verantwortung zu nehmen. Zu
beachten ist, dass mit den ab 01.01.2005 geltenden Bestimmungen des SGB Il
jeglicher Bezug der Leistungen zu der wÃ¤hrend einer frÃ¼heren BeschÃ¤ftigung
erzielten EntgelthÃ¶he im Gegensatz zu den bisherigen Bestimmungen zur
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ArbeitslosenhilfegewÃ¤hrung aufgegeben werden. Vielmehr orientiert sich die neu
geschaffene Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende ausschlieÃ�lich am Bedarf des
Arbeitslosen und der mit ihm in einer so genannten Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen. Die Frage der BedÃ¼rftigkeit wird also bei den Neuregelungen des SGB Il
noch weitaus stÃ¤rker in den Vordergrund gerÃ¼ckt, als das bisher bei der
ebenfalls bedÃ¼rftigkeitsabhÃ¤ngigen ArbeitslosenhilfegewÃ¤hrung der Fall war.
Aufgrund des dem Gesetzgeber zustehenden, im Sozialrecht besonders weiten,
Gestaltungsspielraums, der auch nur einer eingeschrÃ¤nkten rechtlichen Kontrolle
unterliegt (vgl. insoweit BVerfGE 81, 156, 205 ff.) ist der vom Gesetzgeber mit der
EinfÃ¼hrung des SGB Il verfolgte Zweck der Verringerung der derzeitigen Ausgaben
fÃ¼r die Leistungen an (Langzeit-) Arbeitslose eine letztendlich rechtlich nicht
angreifbare wertungspolitische Entscheidung. Eine Verletzung der
Eigentumsgarantie nach Artikel 14 Grundgesetz (GG) durch die Abschaffung der
Arbeitslosenhilfe ab 2005 scheidet schon deswegen aus, weil nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nicht
dem Schutzbereich der Eigentumsgarantie unterfÃ¤llt (BSGE 85, 123, 130; BSGE 91,
94, 103). Vor diesem Hintergrund ist nicht erkennbar, dass die neuen Regelungen
des SGB Il gegen das Rechtsstaatsprinzip des Artikel 20 Abs. 3 GG verstoÃ�en.
Denn ein schutzwÃ¼rdiges Vertrauen auf den Fortbestand der bisherigen
Rechtslage kann nicht begrÃ¼ndet werden. Die bereits erwÃ¤hnte besonders weite
Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers auf dem Gebiet des Sozialrechts umfasst
nÃ¤mlich grundsÃ¤tzlich auch die KÃ¼rzung von Sozialleistungen durch
entsprechende GesetzesÃ¤nderung. Daher kann es insbesondere nicht Gegenstand
einer verfassungsrechtlichen PrÃ¼fung sein, ob der Gesetzgeber die
zweckmÃ¤Ã�igste, vernÃ¼nftigste und gerechteste LÃ¶sung gefunden hat (BVerfGE
81, 156, 205 ff.). Die ab 2005 maÃ�geblichen Bestimmungen des SGB Il verstoÃ�en
auch nicht gegen den Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit. Dieser primÃ¤r bei
staatlichen Eingriffen einschlÃ¤gige Verfassungsgrundsatz kann zwar auch bei
staatlichen Leistungen als Grundgedanke Anwendung finden, jedoch nur, soweit
bereits eine gesicherte Rechtsposition vorliegt (Mauns-DÃ¼ring-Herzog, GG, Artikel
20, Rd.-Nr. 72). Die bloÃ�e MÃ¶glichkeit, dass die vom Gesetzgeber mit der
Neugestaltung des Rechts der ArbeitslosenfÃ¶rderung bezweckte
Haushaltskonsolidierung nicht in dem erwarteten AusmaÃ� eintritt, begrÃ¼ndet
allerdings nicht die fehlende VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit im Sinne einer Ungeeignetheit
der Norm. Verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist nach Auffassung der
erkennenden Kammer auch, dass die nach dem SGB Il vorgesehene LeistungshÃ¶he
dem Niveau der bisherigen Sozialhilfeleistungen fÃ¼r erwerbsfÃ¤hige
SozialhilfeempfÃ¤nger angepasst wird. ZukÃ¼nftig erhalten damit bisherige
erwerbsfÃ¤hige Sozialhilfebezieher und die bisherigen Arbeitslosenhilfebezieher die
als Arbeitslosengeld Il bezeichnete Leistung nach einheitlichen gesetzlichen
Bestimmungen. Eine Unvereinbarkeit mit Artikel 3 GG ist hierin nicht zu sehen.
Denn bei der Absenkung der bisherigen Arbeitslosenhilfeleistungen auf das
Sozialhilfeniveau muss beachtet werden, dass die Arbeitslosenhilfe keine
Versicherungsleistung der Arbeitslosenversicherung ist, vielmehr eine rein
steuerfinanzierte Leistung des Bundes an Arbeitsuchende. Auch zukÃ¼nftig wird
mit den Bestimmungen des SGB Il eine Existenzsicherung des einzelnen
Arbeitslosen KlÃ¤gerin, sie werde durch die neue Leistung ab 2005 binnen weniger
Monate grÃ¶Ã�ter Existenznot ausgesetzt, ist daher in keinster Weise begrÃ¼ndet.
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Gerade weil die Leistungen an erwerbsfÃ¤hige Arbeitsuchende (bisherige
ArbeitslosenhilfeempfÃ¤nger und bisherige SozialhilfeempfÃ¤nger) rein
steuerfinanzierte Leistungen sind und sich die Konsolidierung des Bundeshaushaltes
(wieder einmal) als dringlich darstellt, ist im Hinblick auf die
LeistungsbeschrÃ¤nkung durch die Neuregelungen des SGB Il die Befugnis des
Gesetzgebers zur LeistungsbeschrÃ¤nkung zu bejahen. So muss die
LeistungsbeschrÃ¤nkung als dem Zweck des Gemeinwohls dienend bezeichnet
werden und dem Gesetzgeber war es daher auch nicht verwehrt, die AnsprÃ¼che
der Arbeitslosen umzugestalten. Die Voraussetzungen fÃ¼r einen Vorlagebeschluss
zum Bundesverfassungsgericht sind daher nicht zu bejahen.

Nach alledem war die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 11.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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